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A. Einleitung 

Die Errichtung eines Gemeinsamen Marktes, in dem innerhalb der Europäi­
schen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) Freiheit für den Waren-, Kapital-, 
Dienstleistungs- und Personenverkehr herrschen sollte, war vor vierzig Jahren 
das Ziel des Vertrags von Rom. Die Verwirklichung des Binnenmarktes ist 
nunmehr von der Europäischen Gemeinschaft (EG) übernommen worden. Seit 
dem Inkrafttreten der Einheitlichen Europäische Akte (EEA) 1 am 1.7.1987 
bestimmt der Artikel 7 a des Vertrages zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft (EGV): "Der Binnenmarkt umfaßt einen Raum ohne Binnengren­
zen, in dem der freie Verkehr von Waren, Personen, Dienstleistungen und 
Kapital [ ... ] gewährleistet ist". 

Unter diesen vier Grundfreiheiten gehört der freie Personenverkehr zum 
Kern der Rechte der Unionsbürger. Wenn von den die Menschen betreffenden 
Vorteilen der Gemeinschaft die Rede ist, wird regelmäßig auf die Freizügigkeit 
und die Niederlassungsfreiheit hingewiesen.2 Zusammen mit der Dienstlei­
stungsfreiheit bilden sie denjenigen Aspekt des Binnenmarktes, dessen Ergeb­
nisse sich am unmittelbarsten auf die einzelnen Bürger auswirken. 

Art. 48 EGV sieht vor, daß jeder Arbeitnehmer, der Staatsangehöriger eines 
Mitgliedstaats der Gemeinschaft ist, zum Zwecke der Ausübung einer abhängi­
gen Beschäftigung in die anderen Mitgliedstaaten einreisen und sich dort auf­
halten kann. Nach Art. 48 Abs. 2 EGV umfaßt die Freizügigkeit die Abschaf­
fung jeder auf der Staatsangehörigkeit beruhenden unterschiedlichen Behand­
lung der Arbeitnehmer. 

Während die Freizügigkeit für die Aufnahme und Ausübung unselbständiger 
Erwerbstätigkeit gilt, kommen die Niederlassungsfreiheit (Art. 52-58 EGV) 
und der freie Dienstleistungsverkehr (Art. 59-66 EGV) den selbständig Er­
werbstätigen zugute. Diesen Freiheiten ist gemeinsam, daß sie Selbständigen 
die Ausübung ihrer Tätigkeit grenzüberschreitend ermöglichen. Sie unterschei­
den sich aber dadurch, daß die Niederlassungsfreiheit die dauernde Ansiedlung 
eines Staatsangehörigen eines Mitgliedstaats in einem anderen Mitgliedstaat 

1 ABI. (EG) Nr. L 169/1. 

2 Wölker, in: GITIE, Kommentar zum EWGV, 1991, Vorbemerkung zu den Artikeln 
48 bis 50, Rdnr. 7. 

2 Devetzi 
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ermöglicht, während das Wesensmerkmal der Dienstleistungsfreiheit die vor­
übergehende Grenzüberschreitung ist: Die Dienstleistungsfreiheit ermöglicht 
nämlich erwerbswirtschaftliche Tätigkeiten ohne Sitzverlagerung.3 

Die Gründerstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft waren sich 
bewußt, daß die Freizügigkeit auch sozialrechtlich flankiert werden müsse. 
Dem Entschluß eines Arbeitnehmers, sich zur Aufnahme einer Beschäftigung 
in einen anderen Mitgliedstaat zu begeben, könnte die Gefahr entgegenstehen, 
daß er dadurch Ansprüche auf Sozialleistungen verlieren oder eine Verminde­
rung dieser Leistungen erleiden würde. Deshalb bestimmte der Art. 51 EWGV 
(nunmehr Art. 51 EGV): 

"Der Rat beschließt einstimmig auf Vorschlag der Kommission die auf dem 
Gebiet der sozialen Sicherheit für die Herstellung der Freizügigkeit der Arbeit­
nehmer notwendigen Maßnahmen; zu diesem Zweck führt er insbesondere ein 
System ein, welches aus- und einwandernden Arbeitnehmern und deren an­
spruchs berechtigten Angehörigen folgendes zusichert: 

a) die Zusammenrechnung aller nach den verschiedenen innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften berücksichtigten Zeiten für den Erwerb und die Auf­
rechterhaltung des Leistungsanspruchs sowie für die Berechnung der Lei­
stungen; 

b) die Zahlung der Leistungen an Personen, die in den Hoheitsgebieten der 
Mitgliedstaaten wohnen." 

Durch dieses System soll verhindert werden, daß Arbeitnehmern durch den 
Wechsel von einem Mitgliedstaat in einen anderen Mitgliedstaat sozialrechtli­
che Nachteile entstehen. Es sollen also die Voraussetzungen geschaffen wer­
den, um die Freizügigkeit der Arbeitnehmer zu gewährleisten.4 Das Bestreben, 
diese Voraussetzungen zu schaffen, beschränkt sich jedoch nicht auf die ab­
hängig Beschäftigten: Die Selbständigen, die von der Niederlassungs- und der 
Dienstleistungsfreiheit Gebrauch machen, können denselben sozialrechtlichen 
Schutz beanspruchen wie die Arbeitnehmer, die innerhalb der EU mobil sind.5 

Der in Art. 48 EGV beschriebene Inhalt der Arbeitnehmerfreizügigkeit gibt 
auch für die Auslegung der Niederlassungsfreiheit wertvolle Hinweise: Das 
Aufenthalts-, Freizügigkeits- und Verbleiberecht gilt für die Selbständigen 
ebenso wie für die Arbeitnehmer,6 und die Rechtsprechung des EuGH wendet 

3 Streinz, Europarecht, 1995, Rdnr. 700 und 721; Oppermann, Europarecht, 1991, 
Rdnr. 1482, 1494, 1496. 

4 NKES, Schulte, I.A (Vorbemerkungen), Rdnr. 4. 
5 Eichenhofer, Sozialrecht als Gegenstand des Gemeinschaftsrechts, EAS B 1200, 

Rdnr. 53. 
6 Roth, Niederlassungs- und Dienst1eistungsfreiheit, in: Dauses (Hrsg.), Handbuch 

des EG-Wirtschaftsrechts, 1993, E. I, Rdnr. 10. 
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auf jene die gleichen Prinzipien wie auf diese an.7 Deshalb ist es folgerichtig, 
auch sie vor sozialrechtlichen Nachteilen zu bewahren, um ihre Grundfreihei­
ten zu ermöglichen.8 

Das in Art. 51 EGV vorgesehene freizügigkeitsspezifische Sozialrecht ist 
Teil der Sozialpolitik9 der Gemeinschaft. Die Gemeinschaft verfolgt nämlich 
einige sozialpolitische Ziele. Dazu gehören, wie der nach dem Amsterdamer 
Vertrag neu gefaßte Art. 117 EGV festlegt, neben der "Verbesserung der Le­
bens- und Arbeitsbedingungen" auch "die Förderung von Beschäftigung, ein 
angemessener sozialer Schutz, der soziale Dialog, die Entwicklung des Ar­
beitskräftepotentials im Hinblick auf ein dauerhaft hohes Beschäftigungsniveau 
und die Bekämpfung von Ausgrenzungen". 

Diese sog. "Sozialvorschriften" (Art. 117-122 EGV) wurden im Vertrag von 
Amsterdam durch die Artikel des Abkommens über die Sozialpolitik ersetzt. 
Dieses Abkommen war dem Protokoll Nr. 14 des Vertrages über die Europäi­
sche Union beigefügt und ermächtigte damals elflO von zwölf Mitgliedstaaten -
mit Ausnahme Großbritanniens -, den durch die Gemeinschaftscharta sozialer 
Grundrechte eingeschlagenen Weg weiterzugehen. Nach dem Sieg der Labour­
Party in Großbritannien im Mai 1997 war der Weg frei für die Einbeziehung 
des Sozialabkommens in den EGV. 

Vor dem Amsterdamer Vertrag war die Sozialpolitik grundsätzlich Angele­
genheit der Mitgliedstaaten;!! nach dem ursprünglichen Art. 118 EGV be­
schränkten sich die Befugnisse der Kommission auf "die Förderung der Zu­
sammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten in sozialen Fragen", mit Ausnah­
me von Arbeitssicherheit und Arbeitsschutz und der Gleichbehandlung der Ge­
schlechter.12 Nach dem neuen Art. 118 Abs. 1 EGV "unterstützt und ergänzt" 
die Gemeinschaft die Tätigkeit der Mitgliedstaaten zur Verwirklichung der 
Ziele des Art. 117 EGV. In bestimmten Bereichen, wie bei der Verbesserung 
der Arbeitsumwelt und der Chancengleichheit von Männern und Frauen auf 
dem Arbeitsmarkt, wird die Verabschiedung von Richtlinien mit qualifizierter 
Mehrheit ermöglicht (Art. 118 Abs. 2 EGV). Die Tatsache, daß die Aufgaben 

7 EuGH, RS C-363/89 (Roux/Belgischer Staat), Slg. 1991,1-273; Randelzhofer, in: 
Grabitz / Hilf, Kommentar zur EU, Art. 52 Rdnr. 48. 

8 s. die Präambel der VO (EWG) 1390/81 (ABI. 1981, L 143/1 ff.), mit der die VO 
1408171 auch auf Selbständige und ihre Familienangehörigen ausgedehnt wurde. 

9 s. EuGH, Gutachten 2/91 (insb. Erwägungsgrund 30): Unter Hinweis auf die sozial­
rechtlichen Vorschriften in Titel m, Kapitel I EGV wird von der "Sozialpolitik" der 
Gemeinschaft gesprochen. 

10 Die 1995 mit dem Beitritt Österreichs, Schwedens und Finnlands 14 wurden. 
!! s. Steinmeyer, Harmonisierung des Arbeits- und Sozialrechts in der EG, ZIAS 

1989,208 ff., 214; Kuhn, Die soziale Dimension der Europäischen Gemeinschaft, 1995, 
308 ff. 

12 Die früheren Art. 1 18a und 119 EGV (vor dem Amsterdamer Vertrag). 
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